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Der Staatssekretär des Auswärtigen Amts 

214-39 II 5209/53 


Bonn, den 16. April 1953 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 

Betr.: Kleine Anfrage Nr. 328 der Fraktion der SPD 
- Nr. 4231 der Drucksachen - Deutscher Protest 
gegen die Auflösung des Industrieverbandes 
Bergbau der saarländischen Einheitsgewerk- 
schaft 


Die Kleine Anfrage Nr. 328, der Fraktion der SPD, betreffend 
„Deutscher Protest gegen die Auflösung des Industrieverbandes 
Bergbau der saarländischen Einheitsgewerkschaft”, beantworte ich 
wie folgt: 

Zu Frage 1 : 

Die Note der Bundesregierung vom 21. Februar 1953 an den 
französischen Hohen Kommissar wird in Abschrift beigefügt. 

Zu Frage 2 : 

Die Auflösung des I V Bergbau erfolgte am 5. Februar 1953; die 
an den französischen Hohen Kommissar gerichtete Note der Bundes- 
regierung trägt das Datum vom 21. Februar 1953. Der Protest 
erfolgte nicht eher, weil die für diesen Schritt erforderlichen 
Erwägungen mit umfassenden Vorarbeiten für die Außenminister- 
konferenz in Rom zusammentrafen. 

Zu Frage 3: 

Die Note vom 25. Mai 1951 gegen das am 21. Mai 1951 erfolgte 
Verbot der DPS war an die Alliierte Hohe Kommission gerichtet, 
ln der Zwischenzeit hat das Auswärtige Amt Noten zur Saarfrage 
regelmäßig an den französischen Hohen Kommissar gerichtet, weil 
das Saargebiet zwar ein Teil Deutschlands ist, jedoch nach dem 
Grundgesetz nicht der Hoheitsgewalt des Bundes untersteht und 
somit auch nicht der Zuständigkeit der Alliierten Hohen Kom- 
mission unterliegt. 

Zu Frage 4: 

Eine Antwort auf die Note ist bisher nicht eingetroffen. 

In Vertretung 

Blankenborn 


Druck: Buchdruckerei R. Madel, Bonn, Bonner Talweg 106 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Str. 30, 



Abschrift 


214-03-30 II 2200/53 


Bonn, den 21. Februar 1953 


Seiner Exzellenz 

dem Hohen Kommissar der 

Französischen Republik 

Herrn Botschafter Andre Francois-Poncet 

Bad Godesberg-Mehlem 

Mehlemer Aue, Block 111 


Herr Hoher Kommissar, 

Die saarländische Regierung hat am 5. Februar 1953 den Industrie- 
verband Bergbau der saarländischen Einheitsgewerkschaft aufgelöst. 

Ich beehre mich, Ihnen im folgenden die Stellungnahme der 
Bundesregierung zu dieser Verfügung mitzuteilen. 

Die Verfügung kann nur als ein Teil der Maßnahmen aufgefaßt 
werden, die die Saarregierung bisher ergriffen hat, um im Saar- 
gebiet jede politisch wirksame Diskussion über die zukünftige 
Regelung der Saarfrage zu unterbinden. Die Regelung dieser Frage 
ist aber dem Friedensvertrag Vorbehalten und darf deshalb nach 
Auffassung der Bundesregierung in keiner Weise, auch nicht durch 
Eingriffe in die freie Meinungsbildung der Saarbevölkerung, prä- 
judiziert werden. Nach Ansicht der Bundesregierung stellt die 
Verfügung der saarländischen Regierung zudem eine Verletzung 
der Artikel X und XI der Konvention des Europarats zur Wah- 
rung der Mensdienrechte und Grundfreiheiten dar, der die Saar- 
regierung beigetreten ist. 

Die Auflösungsverfügung ist auch damit begründet worden, die 
Führung des Industrieverbandes Bergbau habe mit deutschen 
Regierungsstellen in Kontakt gestanden. Die Bundesregierung hat 
stets den Standpunkt vertreten, daß jedem Saarländer und jeder 
saarländischen Organisation das Recht zusteht, sich in allen Fragen 
an* deutsche Regierungsinstanzen zu wenden und sie mit ihnen zu 
erörtern. Sie muß sich daher dagegen verwahren, daß eine solche 
Kontaktnahme des Industrieverbandes Bergbau, deren Darstellung 
in der Begründung übrigens in wesentlichen Punkten den Tat- 
sachen nicht entspricht, zur Rechtfertigung der Auflösung heran- 
gezogen wird. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie Vorstehendes zur Kenntnis der 
französischen Regierung bringen würden. 

Genehmigen Sie, Herr Hoher Kommissar, den Ausdruck meiner 
ausgezeichnetsten Hochachtung. 


gez. Dr. Adenauer 



